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Blatt 


zu 


Nr. 39 des Amtsblatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 23. September 1893. 


Reglement 
über die 
Ausführung der Wahlen zum Hauſe der Abge⸗ 
ordneten für den Umfang der Monarchie mit 
Ausnahme der Hohenzollernſchen Lande. 


Unter Aufhebung des Reglements vom 4. Sep⸗ 
tember 1882, werden zur Ausführung der Verordnung 
vom 30. Mai 1849, des Geſetzes vom 11. März 1869, 
des 8 2 des Geſetzes vom 23. Juni 1876, des § 10 
des Geſetzes vom 18. Februar 1891 und des Geſetzes, 
betreffend Aenderung des Wahlverfahrens, vom 29. 
Juni 1893 für den Umfang der Monarchie mit Aus⸗ 
nahme der Hohenzollernſchen Lande die folgenden näheren 
Beſtimmungen getroffen. 

J. Wahl der Wahlmänner. 
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Die Landräthe oder, im Falle des § 6 der Ver⸗ 
ordnung vom 30. Mai 1849, die Gemeinde⸗Verwal⸗ 
tungsbehörden, haben die Aufitellung der Urwähler⸗ 
liſten zu veranlaſſen ($ 15 der Verordnung). 

Dieſelben Behörden haben gleichzeitig die Urwahl⸗ 
Bezirke (88 5, 6, 7 der Verordnung) abzugrenzen und 
die Zahl der auf jeden derſelben fallenden Wahlmänner 
(88 4, 6, 7 der Verordnung) feſtzuſetzen. 

Die Zahl der Wahlmänner des Urwahlbezirkes 
und deſſen allgemeine Abgrenzung iſt auf der Urwähler⸗ 
liſte ($ 3 des ee hen. 


Kein Urwahl⸗Bezirk darf weniger als 750 und 
mehr als 1749 Seelen umfaſſen. 

Bei Berechnung der Seelenzahl ſind die zum 
aktiven Heere gehörigen Militärperſonen der Civilbe⸗ 
völkerung hinzuzuzählen. 

Maßgebend iſt die bei der letzten allgemeinen 
Volkszählung ermittelte ortsanweſende Bevölkerung. 

Wird danach bei der Bildung der Urwahlbezirke 
die Zuſammenlegung von Gemeinden (Orts⸗-Kommunen, 
ſelbſtſtändigen Gutsbezirken u. . w.) aus verſchiedenen 
Amtsbezirken der im § 1 des Reglements bezeichneten 
Behörden erforderlich, ſo ſind hierüber die näheren 
Anordnungen durch die nächſte höhere Verwaltungs⸗ 
behörde zu treffen. 

Die Bewohner der von ihrem Hauptlande ge⸗ 
trennt liegenden Gebietstheile müſſen, ſoweit ſie in ſich 


rechnung, 


keinen Urwahlbezirk bilden können, mit nächſtgelegenen 
Gemeinden ihres Hauptlandes zuſammengelegt werden. 


Sonſt muß jeder Urwahlbezirk ein möglichſt zu⸗ 
ſammenhängendes und abgerundetes Ganzes bilden. 
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Die Aufſtellung der Urwählerliſte liegt der Ge⸗ 
meinde⸗Verwaltungsbehörde (in ſelbſtſtändigen Guts⸗ 
bezirken dem Gutsvorſteher) ob. In Gemeinden, die 
in mehrere Urwahl⸗Bezirke getheilt find, erfolgt die 
Aufſtellung der Urwählerliſten nach den einzelnen Be⸗ 
zirken. 

Bei jedem einzelnen Namen iſt der Betrag der 
direkten Staatsſteuern (Einkommenſteuer, Gewerbeſteuer 
einſchließlich der Betriebsſteuer, Grund⸗ und Gebäude⸗ 
ſteuer) anzugeben, den der Urwähler in der Gemeinde 
oder in dem aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten 
Urwahlbezirke zu entrichten hat. 

Vom 1. April 1895 ab erſtreckt ſich der anzu⸗ 


f ſetzende Steuerbetrag nicht nur auf die dann noch zur 


Hebung gelangenden direkten Staatsſteuern (Einkommen⸗ 
nebſt Ergänzungsſteuer und Gewerbeſteuer für den Ge⸗ 
werbebetrieb im Umherziehen), ſondern auch auf die 
direkten Gemeinde⸗, Kreis⸗ und Provinzialſteuern — in 
der Provinz Heſſen⸗Naſſau auch Bezirksſteuern —, 
welche der Urwähler zu entrichten hat. Dabei treten 
an Orten, wo direkte Gemeindeſteuern nicht erhoben 
werden, an deren Stelle die vom Staate veranlagte 
Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbeſteuer. 

Directe Steuern, welche außerhalb der Gemeinde 


oder des aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten 
Urwahl⸗Bezirkes in Preuße 


n zu entrichten find, kommen 
auf Antrag des betreffenden Urwählers mit zur An⸗ 
wenn ihr Betrag der mit Aufſtellung der 
Urwählerliſte betrauten Behörde ſpäteſtens innerhalb 
der in § 4 des Reglements vorgeſchriebenen Einſpruchs⸗ 
friſt glaubwürdig nachgewieſen wird. 

Für jede nicht zur Staatseinkommenſteuer ver⸗ 
anlagte Perſon iſt an Stelle dieſer Steuer ein Betrag 
von drei Mark zum Anſatz zu bringen. Dies hat auch 
in dem Falle zu geſchehen, daß für einen ſolchen Ur⸗ 
wähler eine andere, von ihm zu entrichtende direkte 
Staats⸗ oder Gemeindeſteuer anzurechnen iſt. 

In Helgoland iſt nur die dort zur Hebung kom⸗ 
mende Einkommenſteuer in — zu bringen. 


Die Urwählerliſte iſt von der Gemeinde⸗Verwal⸗ 
tungsbehörde in jeder Gemeinde (Orts⸗Kommune, ſelbſt⸗ 
ſtändigem Gutsbezirke u. ſ. w.) drei Tage lang öffent⸗ 
lich auszulegen. Daß und in welchem Lokale dies ge⸗ 
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ſchieht, iſt beim Beginne der Auslegung in ortsüblicher Die Urwähler, auf welche das erſte Drittel fällt, 
Weiſe bekannt zu machen. bilden die erſte, diejenigen, auf welche das zweite Drittel 
Innerhalb drei Tagen nach dieſer Bekanntmachung fällt, die zweite, die übrigen die dritte Abtheilung. In 
ſteht es Jedem frei, gegen die Richtigkeit oder Voll⸗ die erſte, beziehungsweiſe zweite Abtheilung gehört 
ſtändigkeit der Liſte bei der Behörde, welche die Aus⸗ auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur theilweiſe in 
legung bewirkt hat, oder dem von dieſer zu bezeichnen⸗ das erſte, beziehungsweiſe zweite Drittheil fällt. Wird 
den Kommiſſar oder der dazu niedergeſetzten Kommiſſion bei Bildung der erſten Abtheilung das erſte Drittheil 
feine Einwendungen ſchriftlich anzubringen oder zu hierdurch überſchritten, jo wird bei Bildung der beiden 
Protokoll zu geben. folgenden Abtheilungen nur derjenige Theil der Geſammt⸗ 
Die Entſcheidung darüber erfolgt in den Städten ſteuer zu Grunde gelegt, welcher nicht von den Ur⸗ 
durch die Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde, auf dem Lande wählern der erſten Abtheilung getragen wird, dergeſtalt, 
durch den Landrath, mit der Maßgabe, daß dieſelbe daß diejenigen, welche die Hälfte dieſes Reſtes der 
im Regierungsbezirk Wiesbaden in den im § 22 Geſammtſteuer tragen, die zweite und die übrigen die 
der Kreisordnung für die Provinz Heſſen⸗ dritte Abtheilung bilden. 
Naſſau vom 7. Juni 1885. (Geſetz⸗Samml. Ergiebt ſich nach Vorſtehendem, daß Urwähler, 
S. 193) aufgeführten Städten, welche zu einer Staatsſteuer nicht veranlagt ſind, in 
in der Provinz Hannover in denjenigen Städten, die zweite oder erſte Abtheilung gelangen würden, ſo 
auf welche die Hannoverſche revidirte Städte- find dieſelben gleichwohl der dritten Abtheilung zuzu⸗ 
Ordnung vom 24. Juni 1858 (Hannoverſche theilen und die für fie in Anſatz gebrachten Steuer⸗ 
Geſetz⸗Samml. S. 141) Anwendung findet, beträge von der für die erſte und zweite Abtheilung 
den Gemeinde⸗Verwaltungsbehörden zuſteht. berechneten Steuerſumme abzuziehen. Diejenigen Ur⸗ 
Die Urwählerliſten find mit einer Beſcheinigung wähler, auf welche die erſte Hälfte der übrig bleibenden 
über die nach ortsüblicher Bekanntmachung während Summe ganz oder theilweiſe entfällt, bilden dann die 
drei Tagen erfolgte öffentliche Auslegung, ſowie darüber erſte, die übrigen, nicht zur dritten Abtheilung ge⸗ 
zu verſehen, daß innerhalb der Reklamationsfriſt keine hörigen Urwähler die zweite Abtheilung. 
Reklamationen erhoben oder die erhobenen erledigt ſind. Kein Wähler kann zwei Abtheilungen zugleich 
Beide Beſcheinigungen liegen der Behörde ob, angehören. Laßt ſich bei gleichen Steuerbeträgen nicht 
welche die Auslegung bewirkt hat. In dem Falle aber, entſcheiden, welcher unter mehreren Wählern zu einer 
daß dieſer Behörde nicht auch die Entſcheidung über beſtinmten Abtheilung zu rechnen iſt, jo giebt die 
die Reklamationen zuſteht, und ſolche erhoben werden, alphabetiſche Ordnung der Familiennamen, bei gleichen 
hat fie die Urwählerliſten nur rückſichtlich der Aus⸗ Namen das Loos, den Ausſchlag. 
legung zu beſcheinigen und ſofort nach Ablauf der Ne: 6. 
klamationsfriſt nebſt den eingegangenen Reklamationen, In Gemeinden, welche für ſich einen Urwahl⸗ 
ſowie dem Atteſte, daß keine weiteren, als die beige⸗Bezirk bilden, und in Urwahl⸗Bezirken, welche aus 
fügten Reklamationen angebracht find, der zur Ent- mehreren Gemeinden beſtehen, wird nur eine Abthei- 
ſcheidung über dieſelben berufenen Behörde einzureichen, lungsliſte angefertigt. Im erſteren Falle ſtellt dieſelbe 
welche nach Erledigung der Reklamationen die bezüg- die Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde, im letzteren Falle 
liche Beſcheinigung auszuſtellen hat. der Landrath auf. In Gemeinden, welche in mehrere 
Dr Urwahl-Bezirke getheilt ſind, wird für jeden Urwahl⸗ 
Nach Auslegung der Urwählerliſten wird die Auf⸗ Bezirk eine beſondere Abtheilungsliſte von der Ge⸗ 
ſtellung der Abtheilungsliſten in folgendem Verfahren meinde⸗Verwaltungsbehörde angefertigt. 
bewirkt: 1 
Nach Anleitung des Formulars (A) werden Die Feſtſtellung der Abtheilungsliſten erfolgt 
die Urwähler in der Ordnung verzeichnet, daß mit durch die im § 1 des Reglements bezeichneten Be⸗ 
dem Namen des Höchſtbeſteuerten angefangen wird, hörden. 
dann derjenige folgt, welcher nächſt jenem die höchſten Dieſelben Behörden haben auch die im 2. Abſatz 
Steuern entrichtet, und jo fort bis zu denjenigen, welche des $ 16 der Verordnung gedachten Funktionen wahr⸗ 
die geringſte Steuer zu zahlen haben. Zuletzt ſind zunehmen. 
diejenigen Urwähler einzutragen, für welche nur der § 8. 
Betrag von drei Mark an Stelle der Staatseinkommen⸗ Nach Feſtſtellung der Abtheilungsgrenzen bleibt 
ſteuer gemäß § 3 des Reglements in Anſatz zu für die Reihenfolge der Urwähler innerhalb der Ab⸗ 
bringen iſt. theilungen dieſelbe Ordnung nach den Steuerſätzen maß⸗ 
Alsdann wird die Geſammtſumme aller Steuern gebend, in welcher die Urwähler bei Aufſtellung der 
berechnet, und endlich die Grenze der Abtheilungen Abtheilungsliſte verzeichnet worden find ($ 5 des Regle⸗ 
dadurch gefunden, daß man die Steuerſumme der ein⸗ ments). Die gleichbeſteuerten Urwähler derſelben Ab⸗ 
zelnen Urwähler ſo lange zuſammenrechnet, bis das erſte theilungen und die ſteuerfreien Urwähler werden alpha⸗ 
und dann das zweite Drittel der Geſammtſumme aller betiſch nach Familiennamen und bei gleichen Namen 
Steuern erreicht iſt. durch das Loos geordnet. 


89. 

In Betreff des Reklamatiosverfahrens gegen die 
Abtheilungsliſte, insbeſondere auch in Betreff der Aus⸗ 
legung und der Beſcheinigung derſelben, kommen die 
Vorſchriften des § 4 des Reglements mit der Maßgabe 
zur Anwendung, daß die öffentliche Auslegung der 
Abtheilungsliſten in dem betreffenden Urwahl⸗Bezirke, 
oder doch in dem Gemeindebezirke, wenn ſolcher aus 
mehreren Urwahl⸗Bezirken beſteht, ſtattzufinden hat, 
ſowie daß die vorgeſchriebenen Beſcheinigungen der 
Abtheilungsliſte durch diejenige Behörde zu bewirken 
ſind, welche über die Reklamationen zu entſcheiden hat. 

Nachdem die Abtheilungsliſte durch die Beſcheini⸗ 
gung, daß keine Reklamationen gegen dieſelbe erhoben 
oder die erhobenen erledigt ſind, abgeſchloſſen worden, 
iſt jede ſpätere Aufnahme von Urwählern in dieſelbe 
unterſagt. 

Sie iſt demnächſt dem Wahlvorſteher Behufs 
Benutzung bei der Wahl zuzuſtellen. 
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Die ſämmtlichen Urwähler des Urwahl⸗Bezirks 
werden zu einer, für die Wahlbetheiligung möglichſt 
günſtigen, von den im § 1 des Reglements bezeichneten 
Behörden zu beſtimmenden Stunde des Tages der Wahl 
in ortsüblicher Weiſe zuſammenberufen, wobei zugleich 
das Wahllokal und der Name des Wahlvorſtehers, 
ſowie ſeines Stellvertreters bekannt zu machen iſt. 

Darüber, daß dieſes geſchehen, haben die Be⸗ 
hörden, welche die Auslegung der Urwählerliſten bewirkt 
haben (§ 4 des Reglements), ſpäteſtens im Wahlter⸗ 
mine dem Wahlvorſteher eine Beſcheinigung einzureichen, 
Shi ne Protokolle (S 22 des Reglements) beizu⸗ 
ügen iſt. 


1 

In den Provinzen Schleswig⸗Holſtein und Han⸗ 
nover kann für ſolche Wahlbezirke, welche ganz oder 
theilweiſe aus Inſeln beſtehen, je nach der Oertlichkeit 
und dem Bedürfniſſe von einer Wahlverſammlung für 
den ganzen Bezirk abgeſehen und von dem Regierungs⸗ 
Präſidenten die Abhaltung von Wahlverſammlungen 
für einen Theil des Bezirks oder für jede einzelne 
Inſel angeordnet werden ($ 2 Nr. 1 des Geſetzes vom 
11. März 1869). 

Der Wahlvorſteher iſt dann verpflichtet, die 
Wahlen an den verſchiedenen Orten in einem Zeit⸗ 
raume von höchſtens drei Tagen, mit Einſchluß des 
von dem Miniſter des Innern beſtimmten Tages der 
Wahl, in Ausführung zu bringen. In einer gleich 
langen Friſt iſt die etwa erforderliche engere Wahl zu 
bewirken. 

Der Wahlvorſteher ernennt an jedem Orte, wo 
er eine Wahlverſammlung abhält, neue Beiſitzer, er⸗ 
forderlichen Falls auch einen neuen Protokollführer. 

Von dem Wahlvorſtande desjenigen Ortes, wo 
die letzte Wahlverſammlung ſtattfindet, wird die Wahl⸗ 
verhandlung abgeſchloſſen und das Ergebniß verkündet. 

Wird eine engere Wahl nöthig, ſo ſtellt der 
Wahlvorſteher die Kandidatenliſte für dieſelbe nach 


3 


§ 17 dieſes Reglements feſt. Er läßt alsdann ſogleich 
die Verſammlung, in welcher die erſte Wahlhandlung 
geſchloſſen wurde, durch weitere Abſtimmung den neuen 
Wahlakt beginnen, und führt denſelben demnächſt in 
den anderen Orten, nach den oben gegebenen Beſtim⸗ 
mungen, zum Schluß. 


Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der 
Urwähler des Wahlbezirkes den Protokollführer und 3 
bis 6 Beiſitzer ($ 20 der Verordnung). 

Bei einer von einer einzelnen Abtheilung vor⸗ 
zunehmenden Nachwahl können erforderlichen Falles zu 
Beiſitzern oder zum Protokollführer Urwähler einer 
anderen Abtheilung deſſelben Urwahlbezirkes ernannt 
werden. f 
8 13. 

Die Wahlverhandlung wird damit eröffnet, daß 
der Wahlvorſteher den Protokollführer und die Bei⸗ 
ſitzer mittels Handſchlages an Eidesſtatt verpflichtet. 
Er weiſt auf die für die Wahl maßgebenden geſetz⸗ 
lichen und reglementariſchen Beſtimmungen hin, von 
denen ein Abdruck im Wahllokale auszulegen iſt. 

Jeder nicht ſtimmberechtigte Anweſende wird zum 
Abtreten veranlaßt und fo die Verſammlung konſtituirt. 

Später erſcheinende Urwähler melden ſich bei 
dem Wahlvorſteher und können an den noch nicht ge⸗ 
ſchloſſenen Abſtimmungen Theil nehmen. 

Die Anweſenheit ſolcher nicht ſtimmberechtigten 
Perſonen, ohne deren Thätigkeit der zweckentſprechende 
und ordnungsmäßige Verlauf der Wahlverhandlung 
nach dem Ermeſſen des Wahlvorſtehers nicht möglich 
iſt, iſt vorübergehend zuläſſig. 

Abweſende können in keiner Weiſe durch Stell⸗ 


vertreter oder ſonſt an der Wahl Theil nehmen. 
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Die dritte Abtheilung wählt zuerſt; die erſte 
zuletzt. Sobald die Wahlverhandlung einer Abtheilung 
geſchloſſen iſt, werden die Mitglieder derſelben zum 
Abtreten veranlaßt. 

15. 

Der Protokollführer ruft die Namen der Ur⸗ 

wähler abtheilungsweiſe in derſelben Folge auf, wie 


ſie in der Abtheilungsliſte verzeichnet ſind (85 5 und 


8 des Reglements), wobei mit dem Höchſtbeſteuerten 
angefangen wird. Jeder Aufgerufene tritt an den 
zwiſchen der Verſammlung und dem Wahlvorſteher auf⸗ 
geſtellten Tiſch und nennt unter genauer Bezeichnung 
den Namen des Urwählers, welchem er ſeine Stimme 
geben will. Sind mehrere Wahlmänner zu wählen, 


ſo nennt er gleich ſo viel Namen, als deren in der 


Abtheilung zu wählen ſind. Die genannten Namen 
trägt der Protokollführer neben den Namen des Ur⸗ 


wählers und in Gegenwart deſſelben in die Abthei⸗ 


lungsliſte ein, oder läßt ſie, wenn derſelbe es wünſcht, 
von dem Urwähler ſelbſt eintragen. 
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Die Wahl erfolgt nach abſoluter Mehrheit der 
Stimmenden. 


— 4 
Ungültig ſind, außer dem Falle des § 22 der 
Verordnung, ſolche Wahlſtimmen, welche auf andere, 
als die nach §8 18 der Verordnung, oder nach 8 17 
dieſes Reglements wählbaren Perſonen fallen. 
Ueber die Gültigkeit einzelner Wahlſtimmen ent⸗ 
ſcheidet der Wahlvorſtand. 15 


Soweit ſich bei der erſten oder einer folgenden 
Abſtimmung abſolute Stimmenmehrheit nicht ergiebt, 
kommen diejenigen, welche die meiſten Stimmen haben, 
in doppelter Anzahl der noch zu wählenden Wahl⸗ 
männer auf die engere Wahl. 

Iſt die Auswahl der hiernach zur engeren Wahl 
zu bringenden Perſonen zweifelhaft, weil auf zwei oder 
mehrere eine gleiche Stimmenzahl gefallen iſt, ſo ent⸗ 
ſcheidet zwiſchen dieſen das Loos, welches durch die 
Hand des Vorſtehers gezogen wird. 

Eine engere Wahl findet auch dann ſtatt, wenn 
bei der erſten Abſtimmung die Stimmen zwiſchen zwei 
oder — wenn es ſich um die Wahl von zwei Wahl⸗ 
männern handelt — zwiſchen vier Perſonen ganz gleich 
getheilt ſind. Tritt dieſer Fall dagegen bei einer 
ſpäteren Abſtimmung ein, ſo entſcheidet das Loos zwi⸗ 
ſchen den zwei beziehungsweiſe vier Perſonen. 

Wenn bei einer Abſtimmung die abſolute Stim⸗ 
menmehrheit auf mehrere, als die noch zu wählenden 
Wahlmänner gefallen iſt, ſo ſind diejenigen derſelben 


8 20. 

Iſt in einem Urwahl⸗Bezirke die Wahl eines 
Wahlmannes wegen Nichterſcheinens der Urwähler nicht 
zu Stande gekommen, oder die Wahl für ungültig er⸗ 
klärt worden, ſo iſt, ebenſo wie bei ſonſtigem Aus⸗ 
ſcheiden von Wahlmännern (§ 18 der Verordnung), 
vor der nächſten Wahl eines Abgeordnete: ine Erſatz⸗ 
wahl durch den Regierungs⸗Präſidenten und für Berlin 
durch den Ober⸗Präſidenten anzuordnen. 
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Wird die Erſatzwahl eines Wahlmannes nach 
Ablauf eines Jahres ſeit der letzten Wahl eines Ab⸗ 
geordneten erforderlich, ſo iſt derſelben eine neue Ur⸗ 
wähler⸗ und Abtheilungsliſte, bei deren Aufſtellung und 
Auslegung die Vorſchriften dieſes Reglements zu be⸗ 
obachten ſind, zum Grunde zu legen. b 

22 


Ueber die Verhandlung iſt ein Protokoll nach 
dem Formular (B) aufzunehmen. 
II. Wahl der Abgeordneten. 
23 


Die Regierungs⸗Präſidenten und für Berlin der 
Ober⸗Präſident haben die Wahlkommiſſare für die Wahl 
der Abgeordneten zu beſtimmen, und davon, daß dies 
geſchehen, die ane benachrichtigen. 


Die Wahlvorſteher reichen die Urwahl⸗Protokolle 


gewählt, welche die höchſte Stimmenzahl haben. Bei dem Wahlkommiſſar ein. Der Wahlkommiſſar ſtellt 
Stimmengleichheit entſcheidet auch hier das Loos. Iſt aus den eingereichten Urwahl⸗Protokollen ein nach Kreiſen, 
aber die Stimmengleichheit bei der erſten Abſtimmung obrigkeitlichen Bezirken oder in ſonſt geeigneter Weiſe 


eingetreten, ſo findet zunächſt zwiſchen denen, welche 
eine gleiche Stimmenzahl erhalten haben, eine engere 
Wahl ſtatt. 


18. 

Die gewählten Wahlmänner müſſen ſich, wenn 
ſie im Wahltermine anweſend ſind, ſofort, ſonſt binnen 
drei Tagen, nachdem ihnen die Wahl angezeigt iſt, 
erklären, ob ſie dieſelbe annehmen, und, wenn ſie in 
mehreren Abtheilungen gewählt ſind, für welche der⸗ 
ſelben ſie annehmen wollen. 

Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt, ſowie 
das Ausbleiben der Erklärung binnen drei Tagen, gilt 
als Ablehnung. 

Jede Ablehnung hat für die Abtheilung eine 
neue Wahl zur Folge. 


13 

Erfolgt die Ablehnung ſofort im Wahltermine, 
und bevor die Wahlverhandlung der betreffenden Ab⸗ 
theilung geſchloſſen iſt (§ 14 des Reglements), jo hat 
der Wahlvorſteher ſofort eine neue Wahl vorzunehmen. 

Erfolgt die Ablehnung ſpäter oder geht binnen 
3 Tagen (§ 18 des Reglements) keine Erklärung des 
Gewählten ein, ſo hat der Wahlvorſteher die betreffende 
Abtheilung unter Beobachtung der int § 10 des Regle⸗ 
ments gegebenen Beſtimmungen unverzüglich und, wenn 
möglich, ſo zeitig zu einer neuen Wahl zuſammenzu⸗ 
rufen, daß der zu erwählende Wahlmann noch an der 
Wahl des Abgeordneten Theil nehmen kann. 


geordnetes Verzeichniß der Wahlmänner ſeines Wahl⸗ 
bezirks auf und veranlaßt, daß dieſes Verzeichniß durch 
Auslegung in den Geſchäftslokalen der Landräthe, ſowie 
der Magiſträte (Gemeinde⸗Verwaltungsbehörden) der 
einen eigenen Kreis oder Wahlbezirk bildenden Städte, 
und durch Abdruck in den zu amtlichen Publikationen 
dienenden Blättern veröffentlicht wird. 
25 


Der Wahlkommiſſar ladet die Wahlmänner ſchrift⸗ 
lich zur Wahl der Abgeordneten ein. Die Zuſtellung 


iſt durch einen vereideten Beamten zu beſcheinigen. 


Die Vorladung der Wahlmänner kann auch ſofort 


im Urwahltermine durch die Wahlvorſteher bewirkt 


werden. Die Wahlvorſteher erhalten in dieſem Falle 


Seitens des Wahlkommiſſars die erforderliche Anzahl 


von Einladungs⸗Formularen und Behändigungsſcheinen. 
Sie haben die erſteren mit der Adreſſe der Wahl⸗ 
männer zu verſehen und gegen Vollziehung der Be⸗ 
händigungsſcheine auszuhändigen, auf den letzteren aber 
die richtig erfolgte Zuſtellung zu beſcheinigen und die⸗ 
ſelben gleichzeitig mit den Urwahl⸗Protokollen dem 
Wahlkommiſſar einzureichen. 

8 0 


Die Wahlverhandlung wird unter Hinweis auf 
die für die Wahl maßgebenden geſetzlichen und regle⸗ 
mentariſchen Beſtimmungen, von denen ein Abdruck im 
Wahllokal auszulegen iſt, eröffnet. 

Der Protokollführer und drei bis ſechs Beiſitzer 


werden von den Wahlmännern aus ihrer Mitte auf 
den Vorſchlag des Wahlkonnniſſars gewählt und von 
dieſem mittels Handſchlages an Eidesſtatt verpflichtet. 

Bei der Entſcheidung der Verſammlung über die 
von dem Wahlkommiſſar für ungültig erachteten Ur⸗ 
wahl ($ 27 der Verordnung) ſind auch diejenigen 
Wo männer ſtimm berechtigt, deren Wahl von dem 
Wahlkommiſſar beanſtandet wird. 

Im Uebrigen kommen die Beſtimmungen des 
§ 13 zur Anwendung. 8 

lle 

Jeder Abgeordnete wird in einer beſonderen Wahl⸗ 
handlung gewählt. Die Wahl ſelbſt erfolgt, indem 
der nach der Reihenfolge des Verzeichniſſes (§ 24 des 
Reglements), aufgerufene Wahlmann an den zwiſchen 
der Wahlverſammlung und dem Wahlkommiſſar auf— 
geſtellten Tiſch tritt und den Namen desjenigen nennt, 
dem er ſeine Stimme giebt. 

Den vom Wahlmann genannten Namen trägt 
der Protokollführer neben den Namen des Wahlmannes 
in die Wahlmännerliſte ein, wenn der Wahlmann nicht 
verlangt, den Namen ſelbſt einzutragen. 

28 


Hat ſich auf keinen Kandidaten die abſolute 
Stimmenmehrheit vereinigt, jo wird zu einer weiteren 
Abſtimmung geſchritten. 

Dabei kann keinem Kandidaten die Stimme ge⸗ 
geben werden, welcher bei der erſten Abſtimmung keine 
oder nur eine Stimme gehabt hat. 

Die zweite Abſtimmung wird unter den übrigen 
Kandidaten in derſelben Weiſe, wie die erſte, vorge— 
nommen. 

Jede Wahlſtimme, welche auf einen anderen als 
die in der Wahl gebliebenen Kandidaten fällt, iſt 
ungültig. 

Wenn auch die zweite Abſtimmung keine abſolute 
Mehrheit ergiebt, jo fällt in jeder der folgenden Ab: 
ſtimmungen derjenige, welcher die wenigſten Stimmen 
hatte, aus der Wahl, bis die abſolute Mehrheit ſich 
auf einen Kandidaten vereinigt hat. Stehen ſich 
Mehrere in der geringſten Stimmenzahl gleich, jo ent⸗ 
ſcheidet das Loos, welcher aus der Wahl fällt. 


Lew 


Ausgegeben am 25. September 1893. 


5 — 
| Wenn die Abſtimmung nur zwiſchen zwei Kan⸗ 
didaten noch ſtattfindet, und jeder derſelben die Hälfte 
der gültigen Stimmen auf ſich vereinigt hat, entſcheidet 
ebenfalls das Loos. 

In beiden Fällen iſt das Loos durch die Hand 
des Wahlkommiſſars zu ziehen. 


8 29. 

Ueber die Gültigkeit einzelner Wahlſtimmen ent: 
ſcheidet der Wahlvorſtand. 

8 30. 

Der Gewählte iſt von der auf ihn gefallenen 
Wahl durch den Wahlkommiſſar in Kenntniß zu ſetzen 
und zur Erklärung über die Annahme, ſowie zum Nach⸗ 
weiſe, daß er nach $ 29 der Verordnung wählbar ſei, 
aufzufordern. 

Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt, ſowie 
das Ausbleiben der Erklärung binnen acht Tagen von 
der Zuſtellung der Benachrichtigung, gilt als Ab— 
lehnung. 

In Fällen der Ablehnung oder Nichtwählbarkeit 
hat der Regierungs⸗Präſident und für Berlin der Ober⸗ 
Präſident ſofort eine neue Wahl zu veranlaſſen, bei 
welcher nöthigenfalls eine neue Abſchrift der Wahl⸗ 
männerliſte zur Eintragung der Abſtimmung zu bes 
nutzen iſt. 


$ 31. 


Sämmtliche Verhandlungen, ſowohl über die 
Wahl der Wahlmänner, als auch über die Wahl der 
Abgeordneten, werden von dem Wahlkommiſſar dem 
Regierungs-Präſidenten und für Berlin den Ober-Prä⸗ 
ſidenten gehörig geheftet, eingereicht, und hiernächſt dem 
Miniſter des Innern zur weiteren Mittheilung an das 
Haus der Abgeordneten vorgelegt. 


Berlin, den 18. September 1893. 
Königliches Staatsminiſterium. 


Graf zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. 
Freiherr v. Berlepſch. Graf v. Caprivi. Miquel. 
von Kaltenborn-Stachau. von Heyden. 
Thielen. Boſſe. 
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